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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1969 Ausgegeben am 27. Juni 1969 56. Stück

2 0 4 . Bundesgesetz: Neuerliche Abänderung und Ergänzung des Kriegsopferversorgungsgesetzes
1957

205. Bundesgesetz: 20. Opferfürsorgegesetz-Novelle
2 0 6 . Bundesgesetz: 8. Novelle zum Heeresversorgungsgesetz
2 0 7 . Bundesgesetz: Abänderung des Wasserrechtsgesetzes 1959

2 0 4 . Bundesgesetz vom 22. Mai 1969,
mit dem das Kriegsopferversorgungsgesetz
1957 neuerlich abgeändert und ergänzt wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGBl.
Nr. 152, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 172/1957, 261/1957, 289/1959, 319/1961, 218/
1962, 256/1963, 282/1963, 202/1964, 305/1964,
83/1965, 7/1967, 258/1967 und 21/1969 wird wie
folgt abgeändert und ergänzt:

1. § 11 hat zu lauten:

„§ 11. (1) Die Grundrente beträgt monatlich
bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von

(2) Die Grundrente nach Abs. 1 ist vom Ersten
des Monates an, in dem männliche Schwer-
beschädigte das 60. und weibliche Schwerbeschä-
digte das 55. Lebensjahr vollenden, um 51 S zu
erhöhen.

(3) An die Stelle der in den Abs. 1 und 2
angeführten Beträge treten mit Wirkung vom
1. Jänner 1970 und in der Folge vom 1. Jänner
eines jeden Jahres die unter Bedachtnahme auf
§ 63 vervielfachten Beträge."

2. § 35 Abs. 2 bis 5 haben zu lauten:

„(2) Die Grundrente beträgt monatlich,
a) insolange die Witwe erwerbsunfähig ist oder

wenn sie das 55. Lebensjahr vollendet oder

für wenigstens zwei waisenrentenberechtigte
Kinder zu sorgen hat, sowie für Witwen
nach Empfängern einer Pflegezulage oder
Blindenzulage (§§ 18, 19) 330 S;

b) insolange die Witwe für ein waisen-
rentenberechtigtes Kind zu sorgen hat,
252 S;

c) wenn die Witwe das 45. Lebensjahr voll-
endet hat, 193 S;

d) für alle anderen Witwen 110 S.

Die wegen der Sorge für waisenrentenberech-
tigte Kinder nach lit. a oder b erhöhte Grund-
rente gebührt auch dann, wenn eine Waisenrente
wegen Vollendung des 18. Lebensjahres (§ 39),
wegen Erlangung der Selbsterhaltungsfähigkeit
oder wegen Verehelichung der Waise (§ 41 Abs. 1
und 2) oder wegen Ablebens der Waise weggefal-
len ist oder wegfällt.

(3) Die Zusatzrente beträgt monatlich 407 S.
Sie ist — abgesehen von der im Abs. 7 ent-
haltenen Regelung — auf Antrag und nur inso-
weit zu zahlen, als das monatliche Einkommen
(§ 13) der Witwe ohne Berücksichtigung der
Grundrente 75 v. H. der im § 12 Abs. 2 zweiter
Satz aufgestellten Einkommensgrenze nicht er-
reicht; diese Grenze erhöht sich für jedes waisen-
rentenberechtigte Kind um den Betrag der Kin-
derzulage (§ 16).

(4) Die Zusatzrente ist insoweit zu erhöhen,
als das monatliche Einkommen (§ 13) abzüglich
eines Freibetrages von 246 S und ohne Berück-
sichtigung der Grundrente bei Witwen nach

Abs. 2 lit. a den Betrag von 523 S,
Abs. 2 lit. b den Betrag von 462 S,
Abs. 2 lit. c den Betrag von 399 S

nicht erreicht.

(5) An die Stelle der in den Abs. 2, 3 und 4
angeführten Beträge treten mit Wirkung vom
1. Jänner 1970 und in der Folge vom 1. Jänner
eines jeden Jahres die unter Bedachtnahme auf
§ 63 vervielfachten Beträge."
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2 a. § 52 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Hat der Beschädigte seit mindestens
10 Jahren auf Grund eines rechtskräftigen Be-
scheides einen ununterbrochenen Anspruch auf
Beschädigtenrente, ist die Herabsetzung der für
die Höhe dieser Beschädigtenrente maßgebenden
Minderung der Erwerbsfähigkeit (§§ 7, 8) nicht
mehr zulässig. Wird innerhalb des vorangeführ-
ten Zeitraumes die Höhe der Minderung der
Erwerbsfähigkeit durch Bescheide geändert, kann
jene Minderung der Erwerbsfähigkeit, die von
allen innerhalb dieser 10 Jahre erlassenen Be-
scheiden mitumfaßt ist, nicht mehr herabgesetzt
werden."

3. § 56 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Schwerbeschädigten, die nach Abschluß der
Heilbehandlung infolge einer Dienstbeschädigung
in ihrer Erwerbsfähigkeit dauernd um mindestens
70 v. H. gemindert, arbeitsunfähig und ständig
besonderer Wartung bedürftig sind und keine
Familienangehörigen haben, die für ihre Wartung
und Pflege sorgen können, kann auf Antrag die
Umwandlung der Beschädigtenrente durch Unter-
bringung im Kriegsinvalidenhaus in Wien oder
in einer anderen geeigneten Einrichtung bewilligt
werden."

4. Im § 56 Abs. 3 haben der dritte, vierte und
fünfte Satz zu lauten:

„Bei Aufnahme in den Verpflegsstand des Kriegs-
invalidenhauses in Wien oder in eine andere ge-
eignete Einrichtung (Abs. 2) wird die umgewan-
delte Beschädigtenrente zur Deckung der Kosten
der Unterbringung verwendet. Die Pfleglinge
haben Anspruch auf ein Taschengeld von monat-
lich 390 S; für einzelne Tage ist ein Dreißigstel
dieses Betrages zu leisten. Überdies haben die
Pfleglinge Anspruch auf volle Betreuung und
Versorgung mit den Lebensnotwendigkeiten."

5. § 63 Abs. 4 und 5 haben zu lauten:

„(4) Die Bestimmungen der Abs. 2 und 3
finden auf die im § 12 angeführten Beträge mit
der Einschränkung Anwendung, daß diese
Beträge der mit Wirksamkeit vom 1. Jänner
1969 vorzunehmenden Anpassung zugrunde zu
legen sind.

(5) Die Bestimmungen der Abs. 2 und 3 finden
auf die in den §§ 11, 35 und 73 angeführten
Beträge mit der Einschränkung Anwendung, daß
diese Beträge der mit Wirksamkeit vom 1. Jänner
1970 vorzunehmenden Anpassung zugrunde zu
legen sind."

6. Im § 63 erhalten die bisherigen Abs. 5,
6 und 7 die Bezeichnung 6, 7 und 8.

7. Im § 70 hat der zweite Satz zu entfallen.

8. § 73 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Für jeden Versicherten ist ein Durch-
schnittsbeitrag in der Höhe von monatlich 74 S
zu entrichten. Gehören mehrere Versicherte
einem gemeinsamen Haushalt an, ist der Beitrag
in dieser Höhe nur für den Versicherten, der
die höchste Rente nach diesem Bundesgesetze
bezieht, bei gleich hoher Rente nur für den älte-
sten Versicherten (Hauptversicherten) zu ent-
richten; kommen für die Versicherung nur
Waisen in Betracht, gilt die jüngste Waise als
Hauptversicherter. Für alle übrigen Versicherten
(Zusatzversicherte) beträgt der Durchschnittsbei-
trag monatlich 15 S. Zum Beitrag für Versiche-
rungspflichtige Hauptversicherte (§ 68) hat der
Versicherte einen Anteil von 25 S zu leisten.
Den Unterschiedsbetrag auf den Versicherungs-
beitrag für Versicherungspflichtige Hauptver-
sicherte und den Beitrag für Versicherungspflich-
tige Zusatzversicherte hat der Bund zu leisten.
An die Stelle der vorangeführten Beträge treten
mit Wirkung vom 1. Jänner 1970 und in der
Folge vom 1. Jänner eines jeden Jahres die unter
Bedachtnahme auf § 63 vervielfachten Beträge."

Artikel II

Eine vor Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
bei Durchführung der Bestimmung des § 52
Abs. 4 des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957
in der Fassung des Bundesgesetzes vom 16. De-
zember 1964, BGBl. Nr. 305, vorgenommene
Herabsetzung der Minderung der Erwerbsfähig-
keit tritt außer Wirksamkeit.

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1970 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für soziale Verwaltung
betraut.

Jonas
Klaus Rehor

2 0 5 . Bundesgesetz vom 22. Mai 1969,
mit dem das Opferfürsorgegesetz neuerlich
abgeändert und ergänzt wird (20. Opferfür-

sorgegesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 29/
1948, 218/1948, 58/1949, 198/1949, 214/1950,
160/1951, 8/1952, 180/1952, 109/1953, 173/1954,
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186/1955, 77/1957, 289/1959, 101/1961, 18/1962,
91/1962, 175/1962, 218/1962, 255/1963, 323/1963,
307/1964, 83/1965, 8/1967 und 259/1967, wird
wie folgt abgeändert und ergänzt:

1. Im § 1 Abs. 2 lit. d sind nach den Worten
„die Witwe" die Worte „oder die Lebensgefähr-
tin" einzufügen.

2. Im § 1 Abs. 2 ist in lit. e nach dem
Worte „Berufsausbildung" an Stelle des Punktes
ein Beistrich zu setzen. Folgende Bestimmung
ist als lit. f neu anzufügen:

„f) eine erzwungene Emigration nach Voll-
endung des 6. Lebensjahres, sofern diese
mindestens dreieinhalb Jahre gedauert hat."

3. Im § 1 hat Abs. 6 zu lauten:

„(6) Bei Vorliegen besonderer Umstände kann
auf Antrag der Opferfürsorgekommission (§ 17)
der Bundesminister für soziale Verwaltung im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen die Nachsicht von in den Abs. 1 bis 4
vorgesehenen Voraussetzungen erteilen."

4. Im § 11 Abs. 6 ist nach dem Worte „Wit-
wen" ein Beistrich zu setzen und das Wort „Le-
bensgefährtinnen" einzufügen.

5. Im § 11 hat Abs. 7 zu lauten:

„(7) Witwen, Lebensgefährtinnen und Waisen
nach Inhabern einer Amtsbescheinigung erhalten
bei Bedürftigkeit eine Beihilfe im Höchstausmaß
von zwei Dritteln der nach Abs. 5 gebührenden
Unterhaltsrente. Die Beihilfe ist insoweit zu lei-
sten, als das Einkommen der Witwe oder Lebens-
gefährtin beziehungsweise der Waise das Ausmaß
der Unterhaltsrente zuzüglich eines Betrages von
zwei Dritteln der Hinterbliebenenrente nicht
erreicht."

6. Im § 11 Abs. 13 haben die Worte „Frauen-
zulagen und" zu entfallen.

7. Im § 12 a Abs. 2 hat der zweite Satz zu
lauten:

„Ein nach dieser Ersatzleistung verbleibender
Rest ist der Witwe, ist eine solche nicht vorhan-
den, der Lebensgefährtin, ist eine solche nicht
vorhanden, den Kindern, sind auch solche nicht
vorhanden, den Eltern auszuzahlen, wenn diese
Personen mit dem Verstorbenen zur Zeit seines
Todes in häuslicher Gemeinschaft gelebt haben."

8. Im § 13 a Abs. 6 vierter Satz sind nach den
Worten „gebührt der Witwe" die Worte „oder
Lebensgefährtin" einzufügen.

9. Im § 14 b Abs. 2 sind nach dem Worte
„Witwen" die Worte „oder Lebensgefährtinnen"
einzufügen.

10. In § 11 a Abs. 3, § 11 c Abs. 4 zweiter
Satz, § 12 Abs. 3, Abs. 4 und Abs. 5 zweiter
Satz, § 15 Abs. 1 lit. c zweiter Satz und § 17
Abs. 5 sind die Worte „das Bundesministerium
für soziale Verwaltung" jeweils durch die Worte
„der Bundesminister für soziale Verwaltung" zu
ersetzen.

11. Im § 13 d Abs. 4 und § 15 a sind die
Worte „das Bundesministerium für soziale Ver-
waltung im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
sterium für Finanzen" durch die Worte „der
Bundesminister für soziale Verwaltung im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für Finan-
zen" zu ersetzen.

12. Im § 15 Abs. 5 und Abs. 6 sind die Worte
„Bundesministerium für soziale Verwaltung"
jeweils durch die Worte „Bundesminister für
soziale Verwaltung" zu ersetzen.

13. Im § 17 Abs. 1 dritter Satz sind die Worte
„das Bundesministerium für soziale Verwaltung"
durch die Worte „den Bundesminister für soziale
Verwaltung" zu ersetzen.

14. Im § 17 Abs. 2 lit. a sind die Worte „das
Bundesministerium für soziale Verwaltung und
das Bundesministerium für Finanzen" durch die
Worte „der Bundesminister für soziale Verwal-
tung und der Bundesminister für Finanzen" zu
ersetzen.

15. Im § 17 Abs. 4 sind die Worte „des Bundes-
ministeriums für soziale Verwaltung" durch die
Worte „des Bundesministers für soziale Verwal-
tung" zu ersetzen.

16. § 18 Abs. 6 hat zu lauten:

„(6) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für soziale Verwaltung
im Einvernehmen mit den beteiligten Bundes-
ministern betraut."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am I. Jänner
1970 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für soziale Verwaltung
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Rehor Koren
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2 0 6 . Bundesgesetz vom 22. Mai 1969,
mit dem das Heeresversorgungsgesetz neuer-
lich abgeändert und ergänzt wird (8. Novelle

zum Heeresversorgungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen :

Artikel I

Das Heeresversorgungsgesetz, BGBl. Nr. 27/
1964,. in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 306/1964, 84/1965, 336/1965, 9/1967, 260/
1967, 39/1968 und 22/1969 wird wie folgt abge-
ändert und ergänzt:

1. § 23 Abs. 5 und 6 haben zu lauten:

„(5) Bei Schwerbeschädigten (Abs. 2) ist die
Beschädigtenrente nach Abs. 3 in dem Ausmaß
zu erhöhen, als sie zusammen mit dem um einen
Freibetrag von 246 S geminderten sonstigen Ein-
kommen (§ 25) bei Beschädigten entsprechend
einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von

50 v. H 1487 S,
60 v. H 1576 S,
70 v. H 1849 S,
80 v. H 2016 S,
90 und 100 v. H 2556 S

monatlich nicht erreicht. Diese Beträge erhöhen
sich, falls Familienzuschläge (§ 26) gebühren, um
je 104 S.

(6) An die Stelle der im Abs. 5 angeführten
Beträge treten mit Wirkung vom 1. Jänner 1970
und in der Folge vom 1. Jänner eines jeden
Jahres die unter Bedachtnahme auf § 46 b ver-
vielfachten Beträge."

2. Im § 33 Abs. 2 haben die ersten vier
Sätze zu lauten:

„Zur Witwenrente ist eine Zusatzrente in dem
Ausmaß zu leisten, als die Witwenrente nach
Abs. 1 zuzüglich des Einkommens (§ 25) unter
Berücksichtigung eines Freibetrages von 246 S
monatlich 999 S nicht erreicht. Diese Grenze
erhöht sich bei Witwen mit einem waisenver-
sorgungsberechtigten Kind auf 1120 S, bei Wit-
wen, die für zwei waisenversorgungsberechtigte
Kinder zu sorgen haben oder erwerbsunfähig
sind oder das 55. Lebensjahr vollendet haben,
sowie bei Witwen nach Empfängern einer Pflege-
zulage oder Blindenzulage (§§ 27, 28) auf 1260 S.
Diese Beträge erhöhen sich weiter für jedes
waisenversorgungsberechtigte Kind um 104 S. An
die Stelle dieser Beträge treten mit Wirkung
vom 1. Jänner 1970 und in der Folge vom
1. Jänner eines jeden Jahres die unter Bedacht-
nahme auf § 46 b vervielfachten Beträge."

3. § 35 Abs. 2 bis 5 haben zu lauten:

„(2) Die Witwenbeihilfe beträgt zwei Drittel
der Witwenrente (§ 33 Abs. 1). Sie ist nur in

dem Ausmaß zu leisten, als sie zuzüglich des
Einkommens (§ 25) bei einer Witwe, die das
45. Lebensjahr vollendet hat, den Betrag von
1560 S, bei einer Witwe, die für ein waisen-
versorgungsberechtigtes Kind zu sorgen hat, den
Betrag von. 1600 S und bei einer Witwe, die
erwerbsunfähig ist oder das 55. Lebensjahr voll-
endet oder für mindestens zwei waisenversor-
gungsberechtigte Kinder zu sorgen hat, den Betrag
von 1653 S nicht erreicht.

(3) Die Witwenbeihilfe nach Abs. 2 ist insoweit
zu erhöhen, als sie zusammen mit dem um
246 S verminderten Einkommen (§ 25) bei einer
Witwe, die das 45. Lebensjahr vollendet hat, den
Betrag von 799 S, bei einer Witwe, die für ein
waisenversorgungsberechtigtes Kind zu sorgen
hat, den Betrag von 901 S, und bei einer Witwe,
die erwerbsunfähig" ist oder das 55. Lebensjahr
vollendet oder für mindestens zwei waisenver-
sorgungsberechtigte Kinder zu sorgen hat, den
Betrag von 1014 S nicht erreicht.

(4) Die Einkommensgrenzen nach Abs. 2 und 3
erhöhen sich für jedes waisenversorgungsberech-
tigte Kind um 104 S.

(5) An die Stelle der in den Abs. 2 bis 4 ange-
führten Beträge treten mit Wirkung vom 1. Jän-
ner .1970 und in der Folge vom 1. Jänner eines
jeden Jahres die unter Bedachtnahme auf § 46 b
vervielfachten Beträge."

4. Im § 46 b Abs. 4 ist die Zahl „1969" durch
die Zahl „1970" zu ersetzen.

5. § 52 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Für jeden Versicherten ist ein Durch-
schnittsbeitrag in der Höhe von monatlich 74 S
zu entrichten. Gehören mehrere Versicherte
einem gemeinsamen Haushalt an, ist der Beitrag
in dieser Höhe nur für den Versicherten, der
die höchste Rente nach diesem Bundesgesetze
bezieht, bei gleich hoher Rente nur für den
ältesten Versicherten (Hauptversicherten) zu ent-
richten; kommen für die Versicherung nur
Waisen in Betracht, gilt die jüngste Waise als
Hauptversicherter. Für alle übrigen Versicherten
(Zusatzversicherte) beträgt der Durchschnittsbei-
trag monatlich 15 S. Zum Beitrag für Versiche-
rungspflichtige Hauptversicherte (§ 47) hat der
Versicherte einen Anteil von 25 S zu leisten. Den
Unterschiedsbetrag auf den Versicherungsbeitrag
für Versicherungspflichtige Hauptversicherte und
den Beitrag für Versicherungspflichtige Zusatz-
versicherte hat der Bund zu leisten. An die
Stelle der vorangeführten Beträge treten mit
Wirkung vom 1. Jänner 1970 und in der Folge
vom 1. Jänner eines jeden Jahres die unter
Bedachtnahme auf § 46 b vervielfachten Beträge."
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6. § 56 Abs. 5 hat zu lauten:

„(5) Hat der Beschädigte seit mindestens
10 Jahren auf Grund eines rechtskräftigen Be-
scheides einen ununterbrochenen Anspruch auf
Beschädigtenrente, ist die Herabsetzung der für
die Höhe dieser Beschädigtenrente maßgebenden
Minderung der Erwerbsfähigkeit (§§ 21, 22) nicht
mehr zulässig. Wird innerhalb des vorangeführ-
ten Zeitraumes die Höhe der Minderung der
Erwerbsfähigkeit durch Bescheide geändert, kann
jene Minderung der Erwerbsfähigkeit, die von
allen innerhalb dieser 10 Jahre erlassenen Be-
scheiden mitumfaßt ist, nicht mehr herabgesetzt
werden."

7. Im § 69 erhalten die Abs. 4 und 5 die
Bezeichnung Abs. 3 und 4.

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1970 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für soziale Verwaltung
betraut.

Jonas
Klaus Rehor

2 0 7 . Bundesgesetz vom 22. Mai 1969,
womit das Wasserrechtsgesetz 1959 abge-

ändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Wasserrechtsgesetz 1959, BGBl. Nr. 215,
wird abgeändert wie folgt:

1. § 4 Abs. 7 zweiter Satz hat zu lauten:

„Auch zu der nach Abs. 6 erforderlichen Feststel-
lung ist der Landeshauptmann berufen."

2. Der Titel des § 13 hat zu lauten:

„Maß und Art der Wasserbenutzung"

3. § 13 Abs. 3 hat zu lauten:

„Das Maß und die Art der Wasserbenutzung
dürfen keinesfalls so weit gehen, daß Gemeinden,
Ortschaften oder einzelnen Ansiedlungen das für
die Abwendung von Feuersgefahren, für son-
stige öffentliche Zwecke oder für Zwecke des
Haus- und Wirtschaftsbedarfes ihrer Bewohner
erforderliche Wasser entzogen wird."

4. § 31 hat zu lauten:

„§31. A l l g e m e i n e S o r g e f ü r d i e
R e i n h a l t u n g

(1) Jedermann, dessen Anlagen, Maßnahmen
oder Unterlassungen eine Einwirkung auf Ge-

wässer herbeiführen können, hat mit der im
Sinne des §1297, zutreffendenfalls mit der im
Sinne des § 1299 des allgemeinen bürgerlichen
Gesetzbuches gebotenen Sorgfalt seine Anlagen
so herzustellen, instandzuhalten und zu betrei-
ben oder sich so zu verhalten, daß eine Gewässer-
verunreinigung vermieden wird, die den Bestim-
mungen des § 30 zuwiderläuft und nicht durch
eine wasserrechtliche Bewilligung gedeckt ist.

(2) Tritt dennoch die Gefahr einer Gewässer-
verunreinigung ein, hat der nach Abs. 1 Ver-
pflichtete unverzüglich die zur Vermeidung einer
Verunreinigung erforderlichen Maßnahmen zu
treffen und die Bezirksverwaltungsbehörde, bei
Gefahr im Verzug den Bürgermeister oder die
nächste Dienststelle des öffentlichen Sicherheits-
dienstes zu verständigen. Bei Tankfahrzeug-
unfällen hat der Lenker, sofern dieser hiezu
nicht oder nicht allein in der Lage ist auch der
Beifahrer, die erforderlichen Sofortmaßnahmen
im Sinne der Betriebsanweisung für Tankfahr-
zeuge zu treffen. Die Verständigungs- und Hilfe-
leistungspflicht nach anderen Verwaltungsvor-
schriften, wie vor allem nach der Straßenver-
kehrsordnung, wird dadurch nicht berührt. Sind
außer den Sofortmaßnahmen weitere Maßnah-
men zur Vermeidung einer Gewässerverunreini-
gung erforderlich, so ist zu ihrer Durchführung
der Halter des Tankfahrzeuges verpflichtet.

(3) Wenn die zur Vermeidung einer Gewässer-
verunreinigung erforderlichen Maßnahmen nicht
oder nicht rechtzeitig getroffen werden, so hat
die Wasserrechtsbehörde, soweit nicht der un-
mittelbare Werksbereich eines Bergbaues betrof-
fen wird, die entsprechenden Maßnahmen dem
Verpflichteten aufzutragen oder bei Gefahr im
Verzüge unmittelbar anzuordnen und gegen Er-
satz der Kosten durch den Verpflichteten
nötigenfalls unverzüglich durchführen zu lassen.
Wenn wegen Gefahr im Verzüge eine Anord-
nung der Wasserrechtsbehörde nicht abgewartet
werden kann, ist der Bürgermeister befugt, die
zur Vermeidung einer Gewässerverunreinigung
erforderlichen Maßnahmen — soweit nicht dem
Bergrecht unterliegende Anlagen betroffen wer-
den — unmittelbar anzuordnen und gegen Er-
satz der Kosten durch den Verpflichteten nöti-
genfalls unverzüglich durchführen zu lassen.
Gefahr im Verzug ist jedenfalls gegeben, wenn
eine Wasserversorgung gefährdet ist."

5. Nach § 31 ist folgende Bestimmung einzu-
fügen:

„§ 31 a. B e s o n d e r e V o r s o r g e g e g e n
a l l g e m e i n e W a s s e r g e f ä h r d u n g

(1) Die Errichtung und der Betrieb von An-
lagen zur Lagerung oder Leitung wassergefähr-
dender Stoffe bedürfen der wasserrechtlichen
Bewilligung durch die Bezirksverwaltungs-
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behörde, in den Fällen des § 99 Abs. 1 lit. i
durch den Landeshauptmann. Soweit solche An-
lagen nur der Heizung von Gebäuden dienen
und außerhalb eines wasserrechtlich besonders
geschützten Gebietes (§§ 34, 35, 37 und 54) ge-
plant sind, bedürfen sie der wasserrechtlichen
Bewilligung durch den Bürgermeister. Als was-
sergefährdende Stoffe, deren Lagerung oder Lei-
tung bewilligungspflichtig ist, hat das Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirtschaft
durch Verordnung jene zu bezeichnen und men-
genmäßig zu begrenzen, die zufolge ihrer Be-
schaffenheit bei Einwirkung auf Gewässer eine
Wassernutzung, vor allem zur Wasserversorgung,
ausschließen und zufolge ihrer häufigen Verwen-
dung die Gefahr einer solchen Gewässerverun-
reinigung allgemein erhöhen.

(2) Unbeschadet der Bestimmungen der §§ 9,
32, 34 und 38 bedarf die Gewinnung von Sand
und Kies der wasserrechtlichen Bewilligung,
wenn sie mit besonderen Vorrichtungen erfolgt
und eine Einwirkung auf Gewässer herbeiführen
kann.

(3) Dem Ansuchen sind Pläne und Erläute-
rungen anzuschließen, aus denen die technischen
Merkmale der Anlage und ihre örtliche Lage
vor allem in wasserwirtschaftlicher Hinsicht so-
wie die zur Vermeidung einer Gewässerverun-
reinigung vorgesehenen Sicherheitsmaßnahmen
und deren regelmäßige Kontrolle hervorgehen.

(4) Von der Durchführung einer mündlichen
Verhandlung (§ 107 Abs. 1) kann abgesehen
werden.

(5) Bei einer Bewilligung des Vorhabens sind
die zur Vermeidung einer Gewässerverunreini-
gung (§ 30) notwendigen Bedingungen vorzu-
schreiben. Dabei sind in den Fällen nach Abs. 2
auch die nach Beendigung der Entnahme zu tref-
fenden Maßnahmen aufzutragen. Insbesondere
ist zu beachten, daß Gemeinden, Ortschaften
oder einzelne Ansiedlungen in der Versorgung
ihrer Bewohner mit Trinkwasser nicht beein-
trächtigt werden.

(6) Bei Vorhaben nach Abs. 1 und 2, deren
Anlagen nach den gewerberechtlichen Vorschrif-
ten genehmigungspflichtig sind, oder die dem
Bergrecht oder dem Schiffahrtsrecht unterliegen,
entfällt die Bewilligungspflicht, wenn das Vor-
haben außerhalb wasserrechtlich besonders ge-
schützter Gebiete geplant ist. In diesen Fällen
hat die nach den angeführten Verwaltungsvor-
schriften zuständige Behörde die Bestimmungen
des Abs. 5 anzuwenden.

(7) Werden Anlagen nach Abs. 1 und 2 auf-
gelassen, so hat der bisherige Inhaber die zur
Vermeidung einer Gewässerverunreinigung not-
wendigen Vorkehrungen zu treffen. Er hat die

Auflassung und die Vorkehrungen der Behörde
(Abs. 1 und 6) rechtzeitig vorher anzuzeigen. Er-
forderlichenfalls sind ihm die entsprechenden
Vorkehrungen aufzutragen.

(8) Der Landeshauptmann hat die Führung
eines Verzeichnisses über die Anlagen nach
Abs. 1, 2 und 6 anzuordnen."

6. Im § 98 Abs. 1 hat der Eingang zu lauten:

„Wasserrechtsbehörden sind, unbeschadet der
in den einzelnen Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes festgelegten Zuständigkeit des Bürger-
meisters, die Bezirksverwaltungsbehörde, ...."

7. § 102 Abs. 1 lit. d hat zu lauten:

„Gemeinden, Ortschaften und einzelne An-
siedlungen zur Wahrung des ihnen nach
§ 13 Abs. 3 und § 31 a Abs. 5 zustehenden
Anspruches;"

8. Im § 103 Abs. 1 hat der Eingang zu lauten:

„Gesuche um Verleihung von wasserrechtlichen
Bewilligungen müssen, . . ."

9. Im § 140 Abs. 1 hat Z. 3 zu entfallen und
erhalten die bisherigen Z. 4 bis 6 die Bezeich-
nung 3 bis 5.

10. Nach § 143 ist folgende Bestimmung ein-
zuführen:

„§ 143 a. B e f r e i u n g v o n V e r -
w a l t u n g s a b g a b e n

Amtshandlungen betreffend Schutz- und Re-
gulierungswasserbauten, Ent- oder Bewässerungs-
anlagen, Trinkwasserversorgungsanlagen, Ab-
wasseranlagen von Gemeinden, Wasserverbänden
oder Wassergenossenschaften unterliegen nicht
der Verpflichtung zur Entrichtung der in § 78
Abs. 1 und 2 AVG. 1950 in der Fassung des
Art. I des Bundesgesetzes vom 27. Jänner 1968,
BGBl. Nr. 45/1968, geregelten Verwaltungsabga-
ben."

Artikel II

Ist bei Anlagen nach § 31 a Abs. 1 WRG.
(Art. I Z. 5), die im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes schon bestehen und bisher
nach den Bestimmungen des Wasserrechtsgeset-
zes nicht behandelt wurden, im Hinblick auf den
Zustand oder die Beschaffenheit der Anlage mit
einer öffentliche Interessen gefährdenden Gewäs-
serverunreinigung zu rechnen, so hat die nach
§ 31 a Abs. 1 WRG. (Art. I Z. 5) zuständige
Wasserrechtsbehörde dem Inhaber aufzutragen,
die zur Vermeidung einer Gewässerverunreini-
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gung erforderlichen Maßnahmen innerhalb ange-
messener Frist zu treffen; hinsichtlich dem Berg-
recht unterliegender Anlagen außerhalb wasser-
rechtlich besonders geschützter Gebiete obliegt
diese Aufgabe der zuständigen Bergbehörde. In
wasserrechtlich besonders geschützten Gebieten
sind solche Anlagen der Wasserrechtsbehörde
unter Anschluß von Plänen und Erläuterungen
bis 31. Dezember 1970 anzuzeigen; sie sind in
das in § 31 a Abs. 8 WRG. (Art. I Z. 5) vorge-
sehene Verzeichnis aufzunehmen.

Artikel III

Die Bestimmungen des Art. I Z. 5 (§ 31 a
Abs. 6 letzter Satz und Abs. 7) gelten hinsicht-
lich der gewerblichen Betriebsanlagen bis zur
Neugestaltung des im III. Hauptstück der Ge-
werbeordnung geregelten Rechtsgebietes, wenn
diese eine Bedachtnahme auf den Gewässerschutz
bei der Genehmigung gewerblicher Betriebsan-
lagen vorsieht.

Artikel IV

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft, hinsichtlich der im Art. I Z. 5 enthaltenen
Bestimmungen des § 31 a Abs. 5, 6 und 7, soweit
es sich um dem Gewerberecht oder dem Berg-
recht unterliegende Anlagen handelt, der Bundes-
minister für Handel, Gewerbe und Industrie, so-
weit es sich um dem Schiffahrtsrecht unterlie-
gende Anlagen handelt, der Bundesminister für
Verkehr und verstaatlichte Unternehmungen,
hinsichtlich der im Art. II genannten und dem
Bergrecht unterliegenden Anlagen der Bundes-
minister für Handel, Gewerbe und Industrie be-
traut.

Mit der Vollziehung des Art. III ist der Bun-
desminister für Handel, Gewerbe und Industrie
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft betraut.

Jonas
Klaus Schleinzer Mitterer Weiß
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